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Erläuterung  

 

Verordnung über Systeme zur Verbesserung der Energieeffizienz im 
Zusammenhang mit der Entlastung von der Energie- und der Strom-
steuer in Sonderfällen (Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung – 
SpaEfV) 

A. Allgemeiner Teil 

Aufgrund der Änderung des § 55 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes 
(EnergieStG) und § 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Stromsteuergesetzes (StromStG) die 
Artikel 1 und 2 des Gesetzes zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergeset-
zes sowie zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 
2436), werden die Steuerentlastungen für Unternehmen in Sonderfällen (sog. Spitzenaus-
gleich) ab 1.1.2013 nur noch gewährt, wenn das Antrag stellende Unternehmen ein Ener-
giemanagementsystem betreibt, das den Anforderungen der DIN EN ISO 50001, Ausgabe 
Dezember 2011, entspricht, oder wenn das Unternehmen eine registrierte Organisation des 
Gemeinschaftssystems für Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung nach Artikel 13 
der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 ist. Um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass die 
Einführung eines Energie- oder eines Umweltmanagementsystems einen längeren Vorlauf 
benötigt, sehen § 55 Absatz 5 EnergieStG und § 10 Absatz 4 StromStG vor, dass der Spit-
zenausgleich in den Jahren 2013 bis 2015 unter erleichterten Bedingungen beansprucht 
werden kann. In einer Verordnung soll geregelt werden, wie die vorgenannten Anforderun-
gen nachzuweisen sind. Mit den in § 55 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 EnergieStG und § 10 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 StromStG genannten Anforderungen wären für kleine und mittle-
re Unternehmen (KMU) hohe organisatorische und finanzielle Belastungen verbunden. Da-
her sehen § 55 Absatz 4 Satz 2 EnergieStG und § 10 Absatz 3 Satz 2 StromStG vor, dass 
kleine und mittlere Unternehmen im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission 
vom 06. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und 
mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36)  alternative Systeme zur Verbes-
serung der Energieeffizienz betreiben können. Damit soll dem im Energiekonzept der Bun-
desregierung vom 28. September 2010 (BT-Drs. 17/3049) festgelegten Ziel Rechnung ge-
tragen werden, eine Überforderung von KMU abzuwenden und dennoch systematisch An-
satzpunkte zur Verbesserung der Energieeffizienz offen zu legen. 

Dazu sollen insbesondere folgende Maßnahmen auf dem Verordnungswege umgesetzt 
werden: 

Die Verordnung regelt, wie und wodurch der Betrieb eines Energiemanagementsystems 
nach DIN EN ISO 50001, eines Umweltmanagementsystems gemäß Eco-Management and 
Audit Scheme (EMAS) sowie eines alternativen Systems zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz für kleine und mittlere Unternehmen nachgewiesen wird. Zudem werden die Anforde-
rungen an die Nachweisführung über den Beginn der Einführung eines dieser Systeme in 
der Übergangsphase festgelegt.  

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Zweck, Anwendungsbereich) 

§ 1 benennt den Zweck und Anwendungsbereich der Verordnung. Die Verordnung gilt für 
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes, die einen Antrag nach § 55 des Energies-
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teuergesetzes und/oder § 10 des Stromsteuergesetzes auf eine Entlastung von der Ener-
gie- beziehungsweise Stromsteuer in Sonderfällen stellen (sog. Spitzenausgleich). Sie 
legt zum einen die inhaltlichen Anforderungen an alternative Systeme zur Verbesserung 
der Energieeffizienz fest, die kleine und mittlere Unternehmen anstelle eines Energie- o-
der Umweltmanagementsystems betreiben können. Zum anderen regelt sie die inhaltli-
chen Anforderungen und Nachweisführung für den Beginn der Einführung und den Be-
trieb eines Energiemanagementsystems, eines Umweltmanagementsystems, oder, im 
Falle von kleinen und mittleren Unternehmen, eines alternativen Systems zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz nach § 3 dieser Verordnung. Darüber hinaus regelt die Verord-
nung Befugnisse für die Überwachung und Kontrolle des Nachweissystems. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 regelt die Begriffsbestimmungen im Sinne dieser Verordnung.  

Zu § 3 (Alternative Systeme zur Verbesserung der Energieeffizienz für kleine und 
mittlere Unternehmen) 

§ 3 legt die inhaltlichen Anforderungen an alternative Systeme fest, die kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) anstelle der in § 55 Absatz 4 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes 
und § 10 Absatz 3 Nummer 1 des Stromsteuergesetzes genannten Energie- bzw. Um-
weltmanagementsysteme betreiben können. Im Einklang mit § 55 Absatz 4 Satz 2 des 
Energiesteuergesetzes und 10 Absatz 3 Satz 2 des Stromsteuergesetzes ist eines dieser 
alternativen Systeme die Durchführung eines Energieaudits gemäß DIN EN 16247-1, 
dessen Ergebnisse im Rahmen eines Energieauditberichts festgehalten werden. Die in-
haltlichen Anforderungen an diesen Energieauditbericht sind Anlage 1 dieser Verordnung 
zu entnehmen und umfassen die nach Kapitel 5.6.2 der DIN EN 16247-1 erforderlichen 
Inhalte an einen Energieauditbericht.  

Im Rahmen dieser Verordnung wird KMU zudem die Möglichkeit eröffnet, anstelle eines 
Energie- oder Umweltmanagementsystems oder eines Energieauditberichts gemäß DIN 
EN 16247-1 die Einhaltung der Anforderungen nach Anlage 2 nachzuweisen, die ein al-
ternatives System beschreibt, das eine Analyse des Energieverbrauchs und der wirt-
schaftlichen Effizienzpotenziale sowie eine Befassung mit möglichen Maßnahmen zur Ef-
fizienzverbesserung vorsieht.  

Die beiden alternativen Systeme zur Verbesserung der Energieeffizienz tragen der im 
Energiekonzept der Bundesregierung vom 28. September 2010 (BT-Drs. 17/3049) festge-
legten Zielsetzung Rechnung, Effizienzpotenziale für die Unternehmen sichtbar zu ma-
chen und die betroffenen Unternehmen dadurch dazu anzuregen, wirtschaftliche Effizi-
enzpotenziale eigenständig zu realisieren. Im Vergleich zu einem Energiemanagement-
system, das den Anforderungen der DIN EN ISO 50001 entspricht, oder zu einem Um-
weltmanagementsystems gemäß Eco-Management and Audit Scheme (EMAS) sind diese 
alternativen Systeme für die betroffenen Unternehmen im Allgemeinen mit geringeren 
Kosten verbunden. Die in dieser Verordnung definierten inhaltlichen Anforderungen an die 
alternativen Systeme lassen sich zudem in den bereits am Markt bestehenden Systemen 
wieder finden beziehungsweise sind leicht in diese zu integrieren (wie beispielsweise 
Energieeffizienznetzwerke).  

Das alternative System gemäß Anlage 2 umfasst folgende Elemente:  

Eine Energieeinsatzanalyse der Energieträger, die der Betrieb verwendet. Wichtige Kenn-
größen sind dabei die absoluten und prozentualen Einsatzmengen, gemessen in techni-
schen und bewertet in monetären Einheiten. Die Dokumentation der Energieeinsatzanaly-
se erfolgt mit Hilfe einer Tabelle (Anhang 2, Tabelle 1). 
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Eine Energieverbrauchsanalyse, mit der ermittelt wird, wie sich die eingesetzten Energie-
träger auf die Verbraucher aufteilen. Um die energetische Situation des Betriebes ange-
messen und umfassend beurteilen zu können, sind die Energiedaten von energieverbrau-
chenden Anlagen und Geräten zu berücksichtigen. Dabei sind nicht nur die Leistungs- 
und Verbrauchsdaten der Produktionsanlagen, sondern auch die der Nebenanlagen zu 
erfassen. Mehrere Verbraucher, die nach Funktion und ihrem Energieverbrauch gleichar-
tig und von untergeordneter Bedeutung für das Unternehmen sind, können zusammenge-
fasst werden. Große Verbrauchsanteile müssen gemessen, kleine können geschätzt wer-
den. Die Schätzung bei Anlagen zur Wärme- und Kälteerzeugung muss dabei unter der 
Verwendung von Methoden zur Temperaturbereinigung erfolgen. Die Dokumentation der 
Energieverbrauchsanalyse erfolgt mit Hilfe einer Tabelle (Anhang 2, Tabelle 2). 

Eine Identifizierung und Bewertung von Energieeinsparpotenzialen. Dazu gehören gleich-
ermaßen die Identifikation von Potenzialen durch eine energetische Optimierung der An-
lagen und Systeme wie auch die Effizienzsteigerung einzelner Geräte. Die Potenziale zur 
Verminderung des Energieverbrauchs sind nach wirtschaftlichen Kriterien zu bewerten. 
Ermittelt werden die energetischen Einsparpotenziale der identifizierten Energiesparmaß-
nahmen, gemessen in Energieeinheiten und monetären Größen. Darüber hinaus sind die 
Aufwendungen für Energiesparmaßnahmen, beispielsweise für Investitionen, und die Er-
träge, wie künftig gesparte Energiekosten, den Potenzialen gegenüberzustellen. Die Wirt-
schaftlichkeit der Maßnahmen ist anhand geeigneter Methoden zur Investitionsbeurteilung 
zu bewerten. Die Dokumentation der Bewertung der Energieeinsparpotenziale erfolgt mit 
Hilfe einer Tabelle (Anhang 2, Tabelle 3). 

Die Geschäftsführung des Unternehmens wird mindestens einmal jährlich über die Er-
gebnisse von Anlage 2 Nummer 1 bis 3 informiert. Die Entscheidung über eine Umset-
zung und deren Terminierung obliegt der Geschäftsführung. 

Unter Energie sind Elektrizität, Brennstoffe, Dampf, Wärme, Druckluft und vergleichbare 
Medien zu verstehen; Energieverbrauch ist die Menge der eingesetzten Energie.  

Zu § 4 (Nachweisführung im Regelverfahren): 

§ 4 regelt die Nachweisführung im Regelverfahren, das heißt in Antragsjahren, in denen 
die Möglichkeit der erleichterten Antragsbedingungen gemäß § 55 Absatz 5 des Energies-
teuergesetzes und § 10 Absatz 4 des Stromsteuergesetzes nicht gilt bzw. von dieser 
durch das den Spitzenausgleich beantragenden Unternehmen kein Gebrauch gemacht 
wird.  

Voraussetzung für die Nachweisführung auf Grundlage eines Energiemanagementsys-
tems entsprechend der DIN EN ISO 50001 ist ein gültiges DIN EN ISO 50001-Zertifikat, 
das im Falle eines früher als zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellten 
Zertifikats durch Testate ergänzt werden muss, die belegen, dass frühestens zwölf Mona-
te vor Beginn des Antragsjahres eine Überprüfung des Betriebs des Energiemanage-
mentsystems stattgefunden hat.  

In Bezug auf ein Umweltmanagementsystem im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 
1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über 
die freiwillige Teilnahmen von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Um-
weltmanagement und Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG, ist 
Voraussetzung für den Nachweis ein gültiger Eintragungs- oder Verlängerungsbescheid 
der EMAS-Registrierungsstelle über die Eintragung in das EMAS-Register, der frühestens 
zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellt wurde, oder eine frühestens zwölf 
Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellte Bestätigung der EMAS-
Registrierungsstelle über ein aktive Registrierung unter Angabe bis wann die Registrie-
rung gültig ist. Grundlage der frühestens zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres aus-
gestellten Bestätigung der EMAS-Registrierungsstelle über eine aktive Registrierung ist 
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die vom Unternehmen der EMAS-Registrierungsstelle vorgelegte frühestens zwölf Monate 
vor Beginn des Antragsjahres ausgestellte validierte Aktualisierung der Umwelterklärung, 
die belegt, dass das Umweltmanagementsystem betrieben wurde oder die frühestens 
zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellte Überprüfungsaudit-
Bescheinigung, die belegt, dass das Umweltmanagementsystem betrieben wurde. Für 
kleine und mittlere Unternehmen sieht Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 („E-
MAS“) Erleichterungen vor; diese sind in der Bestätigung der EMAS-Registrierungsstelle 
zu berücksichtigen. Dies bedeutet, dass kleine und mittlere Unternehmen alle vier Jahre 
einen gültigen Eintragungs- oder Verlängerungsbescheid der EMAS-Registrierungsstelle 
über die Eintragung in das EMAS-Register den Hauptzollämtern vorlegen. Im ersten und 
dritten Jahr nach der Vorlage des gültigen Eintragungs- oder Verlängerungsbescheids der 
EMAS-Registrierungsstelle legt das Unternehmen eine frühestens zwölf Monate vor Be-
ginn des Antragsjahres ausgestellte Bestätigung der EMAS-Registrierungsstelle über eine 
aktive Registrierung unter Angabe bis wann die Registrierung gültig ist, auf Basis der vom 
Unternehmen der EMAS-Registrierungsstelle eingereichten aktualisierten und nicht vali-
dierten Umwelterklärung vor, die belegt, dass das Umweltmanagementsystem betrieben 
wurde. Im zweiten Jahr nach der Vorlage des gültigen Eintragungs- oder Verlängerungs-
bescheids der EMAS-Registrierungsstelle legt das Unternehmen eine frühestens zwölf 
Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellte Bestätigung der EMAS-
Registrierungsstelle über eine aktive Registrierung unter Angabe bis wann die Registrie-
rung gültig ist, auf Basis der vom Unternehmen der EMAS-Registrierungsstelle einge-
reichten aktualisierten und validierten Umwelterklärung, die belegt, dass das Umweltma-
nagementsystem betrieben wurde, vor. Die Befreiung von der Vorlage einer validierten 
aktualisierten Umwelterklärung ist dem zuständigen Hauptzollamt mit dem Nachweis nach 
Absatz 4 vorzulegen. 

Voraussetzung für den Nachweis auf Grundlage eines alternativen Systems zur Verbes-
serung der Energieeffizienz für KMU ist die Einhaltung der Anforderungen entweder ge-
mäß Anlage 1 oder Anlage 2 dieser Verordnung; die Anforderungen müssen frühestens 
zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres erfüllt sein. Die Einhaltung der Anforderungen 
ist jährlich durch eine der in § 55 Absatz 8 des Energiesteuergesetzes oder § 10 Absatz 7 
des Stromsteuergesetzes genannten Stellen zu prüfen. Damit wird klargestellt, dass die-
selbe Prüfung nicht Grundlage für die Gewährung des Spitzenausgleichs in zwei aufei-
nanderfolgenden Antragsjahren sein kann. Durch die Vorgabe, dass bei der DIN EN 
16247-1 die Einhaltung der Anforderungen durch die Prüfung des Energieauditberichts 
nachgewiesen wird, erfolgt eine Trennung der Tätigkeit der Prüfung durch die in § 55 Ab-
satz 8 des Energiesteuergesetzes und § 10 Absatz 3 des Stromsteuergesetzes aufgeführ-
ten Stellen von der Tätigkeit einer Energieberatung, falls die Durchführung des Energie-
audits mit Unterstützung einer Energieberatung erfolgte. Die zuständigen Stellen nach § 6 
Absatz 1 werden zudem dazu berechtigt, die Anwendung von Verfahrensvereinfachungen 
bei der Überprüfung der Voraussetzungen für den Nachweis des Betriebs eines alternati-
ven Systems zur Verbesserung der Energieeffizienz zuzulassen, um zu ermöglichen, 
dass für Energiemanagementsysteme geltende Verfahrensvereinfachungen bei der Zerti-
fizierung entsprechend auch bei den alternativen Systemen zur Verbesserung der Ener-
gieeffizienz für KMU Anwendung finden können. 

Absatz 4 legt fest, dass die Nachweisführung durch einen von der Zollverwaltung vorge-
schriebenen amtlichen Vordruck zusammen mit dem Antrag auf Energie- oder Stromsteu-
erentlastung in Sonderfällen (sog. Spitzenausgleich) zu erfolgen hat. Zur Vermeidung zu-
sätzlichen Verwaltungsaufwands kann der Nachweis jeweils nur mit einem Vordruck je 
Antragsteller geführt werden, aus dem sich ergibt, dass das antragstellende Unternehmen 
die Voraussetzungen nach § 55 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 5 des Energies-
teuergesetzes oder § 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 4 des Stromsteuerge-
setzes erfüllt. Sofern ein Unternehmen die Voraussetzungen für den Nachweis erfüllt, in-
dem es für verschiedene Anlagen oder Standorte über unterschiedliche Testate verfügt 
(mehrere Testate nach DIN EN ISO 50001, EMAS oder Testate sowohl nach DIN EN ISO 
50001 als auch EMAS), ist durch die den Vordruck ausstellende oder bestätigende Stelle 
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nach § 55 Absatz 8 des Energiesteuergesetzes oder § 10 Absatz 7 des Stromsteuerge-
setzes zugleich zu bescheinigen, dass die vorliegenden Testate insgesamt das Unter-
nehmen vollständig abdecken.  

Darüber hinaus regelt Absatz 4 unter welchen Voraussetzungen die zuständigen Haupt-
zollämter Nachweise anerkennen, die von nicht in Deutschland zugelassenen Umweltgut-
achtern bzw. Umweltgutachterorganisationen und nicht in Deutschland akkreditierten Kon-
formitätsbewertungsstellen ausgestellt oder bestätigt wurden.  

Zu § 5 (Nachweisführung in der Einführungsphase) 

In § 5 wird die Nachweisführung in der Einführungsphase geregelt, das heißt die Voraus-
setzungen für die Antragsjahre, in denen erleichterte Antragsbedingungen gemäß § 55 
Absatz 5 des Energiesteuergesetzes und § 10 Absatz 4 des Stromsteuergesetzes gelten. 

Das Energiesteuergesetz und das Stromsteuergesetz sehen eine Einführungsphase für 
die Implementierung und den anschließenden Betrieb eines Energie- oder Umweltmana-
gementsystems bzw. eines alternativen Systems zur Verbesserung der Energieeffizienz 
vor. Diese Einführungsphase dient dazu, den betroffenen Unternehmen eine angemesse-
ne Übergangszeit bis zum Abschluss der Einführung eines Energiemanagementsystems, 
eines Umweltmanagementsystems oder – im Falle eines KMU – eines alternativen Sys-
tems zur Verbesserung der Energieeffizienz zu geben, da die Einführung solcher Systeme 
einen zeitlichen Vorlauf benötigt.  

Mit den in § 5 festgelegten Nachweisvoraussetzungen für die Einführungsphase wird dem 
Umstand Rechnung getragen, dass Unternehmen bei der Einführung solcher Systeme in 
der Praxis unterschiedliche Vorgehensweisen verfolgen (z. B. beginnend mit einzelnen 
Anlagen, Standorten, Prozessen oder Analyseschritten), wodurch sich der Beginn der Ein-
führung dieser Systeme in der Praxis sehr unterschiedlich darstellen kann, und die Mehr-
heit der Unternehmen im Spitzenausgleich aktuell noch über keine entsprechend zertifi-
zierten Systeme verfügt. 

In der Einführungsphase wird zum einen die Wahl eines horizontalen Ansatzes der Sys-
temeinführung ermöglicht: 

Während der Einführungsphase werden auch Nachweise über den Betrieb eines Ener-
giemanagementsystems nach DIN EN ISO 50001 oder eines Umweltmanagementsys-
tems nach EMAS anerkannt, die noch nicht für das gesamte Unternehmen gelten, sofern 
diese Nachweise für das Antragsjahr 2013 mindestens 25 % und für das Antragsjahr 2014 
mindestens 60 % des gesamten Energieverbrauchs des ganzen Unternehmens abde-
cken.  

Entsprechend der Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Wirtschaft zur Steigerung der Energieeffizienz vom 1. August 2012 
(BAnz AT 16.10.2012 B1) werden für das Antragsjahr 2013 darüber hinaus noch beste-
hende Zertifizierungen der Energieaudit-Norm DIN EN 16001 anerkannt, da diese Norm 
eine große inhaltliche Überschneidung mit der DIN EN ISO 50001 aufweist. Es ist dazu 
eine Zertifizierung nach DIN EN 16001 über Teile des Unternehmens erforderlich, die 
mindestens 25 % des gesamten Energieverbrauchs des ganzen Unternehmens umfas-
sen; da keine neuen Zertifizierungen nach DIN EN 16001 erfolgen, erstreckt sich diese 
Regelung nicht auf die gesamte Einführungsphase.  

Kleine und mittlere Unternehmen können auch einen horizontalen Ansatz der Systemein-
führung wählen, wobei für die Einführung eines alternativen Systems nach § 3 ebenfalls 
die prozentualen Abstufungen gemessen am Gesamtenergieverbrauch des Unterneh-
mens (2013: 25 %; 2014: 60 %) gelten. 
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Alternativ zu dem horizontalen Ansatz der Systemeinführung wird in der Einführungspha-
se auch die Wahl eines vertikalen Ansatzes ermöglicht: 

Die Antragsbedingungen gemäß § 55 Absatz 5 des Energiesteuergesetzes und § 10 Ab-
satz 4 des Stromsteuergesetzes sind erfüllt, wenn das Unternehmen eine schriftliche Er-
klärung der Geschäftsführung vorlegt, in der sich das Unternehmen zur Einführung eines 
Energie- oder Umweltmanagementsystems oder – im Falle von KMU – eines alternativen 
Systems zur Verbesserung der Energieeffizienz nach § 3 verpflichtet und zudem durch 
die Benennung eines oder einer Energiebeauftragen klare Verantwortlichkeiten für die 
Koordination der Einführung eines solchen Systems festlegt und die nötigen Befugnisse 
zur Wahrnehmung dieser Aufgabe erteilt. Die Erklärung kann auch elektronisch erfolgen. 
Die Aufgabe des Energiebeauftragten kann auch von einem Umweltbeauftragten erfüllt 
werden. Darüber hinaus muss das Unternehmen für das Antragsjahr 2013 Maßnahmen 
ergriffen haben, die je nach dem einzuführenden System (Energiemanagementsystem, 
Umweltmanagementsystem oder alternatives System zur Verbesserung der Energieeffizi-
enz) im Grundsatz bedeuten, dass eine Erfassung und Analyse eingesetzter Energieträ-
ger vorgenommen wird. Für das Antragsjahr 2014 ist dann ein weiterer Einführungsschritt  
nachzuweisen, nämlich je nach dem einzuführenden System Maßnahmen, die im Ergeb-
nis die Erfassung und Analyse von Energie verbrauchenden Anlagen und Geräten bein-
halten. 

Absatz 2 regelt, dass für das Antragsjahr 2015, in dem die Systemeinführung abgeschlos-
sen sein muss, das Nachweisverfahren für das Regelverfahren gilt (§ 4). Alle zuvor noch 
nicht durchgeführten Einführungsschritte bis zum Nachweis eines vollständigen Energie- 
oder Umweltmanagementsystems oder, im Falle eines kleinen oder mittleren Unterneh-
mens, eines vollständigen alternativen Systems zur Verbesserung der Energieeffizienz 
nach § 3 müssen von den Unternehmen folglich in 2015 vorgenommen werden.  

Absatz 3 stellt klar, dass sich für Unternehmen, die Neugründungen sind (§ 55 Absatz 6 
des Energiesteuergesetzes, § 10 Absatz 5 des Stromsteuergesetzes), die Einführungsjah-
re und die für diese Jahre festgelegten Einführungsschritte entsprechend verschieben. An 
die Stelle des Jahres 2013 tritt somit für diese Unternehmen das Kalenderjahr der Neu-
gründung und an die Stelle der Jahre 2014 und 2015 die beiden auf die Neugründung fol-
genden Jahre. Neu gegründete Unternehmen sind Unternehmen, die nicht durch Um-
wandlung entstanden sind. 

Absatz 4 legt fest, dass die Nachweise durch die in § 55 Absatz 8 des Energiesteuerge-
setzes oder § 10 Absatz 7 des Stromsteuergesetzes genannten Stellen entsprechend den 
Vorgaben des § 4 Absatz 4 auszustellen oder zu bestätigen sind.  

Absatz 5 sieht vor, dass die Ermittlung des Gesamtenergieverbrauchs, der für die im hori-
zontalen Ansatz erforderliche Einschätzung der Erreichung der Schwellenwerte (25% für 
2013, 60% für 2014) erforderlich ist, auch auf einer nachvollziehbaren Schätzung beruhen 
kann. Dies gilt auch für den vertikalen Systemeinführungsansatz bei der Erfassung der 
eingesetzten Energieträger für das Antragsjahr 2013 und der zusätzlichen Erfassung 
Energie verbrauchender Anlagen und Geräte für das Antragsjahr 2014. Damit wird dem 
Umstand Rechnung getragen, dass eine exakte Ermittlung des Gesamtenergieverbrauchs 
sehr aufwendig sein kann. Zudem werden Mischungen von Effizienzsystemen anerkannt, 
wenn diese in ihrer Gesamtheit dieselben prozentualen Abstufungen gemessen am Ge-
samtenergieverbrauch des Unternehmens (2013: 25 %; 2014: 60 %) umfassen, die auch 
für den Betrieb von Energie- oder Umweltmanagementsystemen festgelegt sind.  

Zu § 6 (Überwachung und Kontrolle) 

§ 6 legt Einzelheiten zur Überwachung und Kontrolle des Nachweissystems fest. 
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Absatz 1 regelt die Zuständigkeiten für die Überwachung der Tätigkeiten der Umweltgut-
achter, Umweltgutachterorganisationen und akkreditierten Konformitätsbewertungsstellen. 
Die Zulassungsstelle nach § 28 des Umweltauditgesetzes ist die zuständige Stelle für die 
Überwachung von Umweltgutachtern und Umweltgutachterorganisationen. Gemäß § 1 
Absatz 1 der UAG-Beleihungsverordnung ist dies derzeit die DAU - Deutsche Akkreditie-
rungs- und Zulassungsgesellschaft für Umweltgutachter mit beschränkter Haftung. Die 
nach § 8 des Akkreditierungsstellengesetzes beliehene oder errichtete Stelle ist die zu-
ständige Stelle für die Überwachung der von ihr akkreditierten Konformitätsbewertungs-
stellen. Gemäß § 1 Absatz 1 der AkkStelleG-Beleihungsverordnung ist dies derzeit die 
Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH. 

Absatz 2 regelt die Kontrolle durch die zuständigen Stellen und deren Rechte für die Erfül-
lung ihrer bestehenden Aufsichts- und Überwachungsaufgaben (Betretungs-, Aktenein-
sichts- und Auskunftsrechte). 

Absatz 3 sieht vor, dass die Bundesfinanzbehörden der zuständigen Stelle die erforderli-
chen Informationen übermitteln können, damit diese die Aufgaben nach dieser Verord-
nung erfüllen kann. Dabei handelt es sich um eine deklaratorische Bestimmung zur Ver-
deutlichung, dass in diesem Zusammenhang eine Weitergabe von Informationen durch 
die Bundesfinanzbehörden unter den Voraussetzungen des § 30 Absatz 4 Nummer 1 der 
Abgabenordnung erfolgen kann. Die Überwachung der Tätigkeiten der Umweltgutachter, 
Umweltgutachterorganisationen und akkreditierten Konformitätsbewertungsstellen durch 
die zuständigen Stellen stellt sicher, dass die für das Steuerverfahren vorzulegenden 
Nachweise entsprechend den gesetzlichen Vorgaben ausgestellt werden. Die Offenba-
rung von in Steuerverfahren zur Gewährung des Spitzenausgleichs erlangten Kenntnis-
sen zur Ermöglichung von Kontrollen im Einzelfall dient damit der Durchführung des 
Steuerverfahrens.  

Absatz 4 stellt klar, dass die Vorschriften des Umweltauditgesetzes und Akkreditierungs-
stellengesetzes sowie der auf der Grundlage dieser Gesetze erlassenen Verordnungen 
unberührt bleiben. 

Zu § 7 (Datenübermittlung) 

§ 7 regelt, dass die zuständigen Stellen den Bundesfinanzbehörden diejenigen 
Informationen übermitteln dürfen, die diese benötigen, um die Gültigkeit der von den 
Unternehmen im Steuerverfahren vorgelegten Nachweise nach den §§ 4 und 5 dieser 
Verordnung zu prüfen. Die von den Bundesfinanzbehörden so erlangten Informationen 
unterliegen dem Steuergeheimnis. 

Zu § 8 (Berichtspflicht der zuständigen Stelle) 

Diese Vorschrift sieht Berichtspflichten für die zuständigen Stellen über die Überwa-
chungs- und Kontrollmaßnahmen (§ 6 Absätze 1 und 2) an das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie, das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und das Bundesministerium der Finanzen vor.  

Aus Gründen der Verwaltungseffizienz wird dabei die Möglichkeit eröffnet, dass die Dar-
legung der Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen im Rahmen der bereits bestehenden 
Berichtspflichten für die Zulassungsstelle nach § 28 Umweltauditgesetz und die Akkredi-
tierungsstelle erfolgen kann, sofern diese Berichte an alle drei in § 8 Absatz 1 Satz 1 ge-
nannten Ministerien übermittelt werden. Gemäß § 21 Absatz 2 des Umweltauditgesetzes 
berichtet die Zulassungsstelle dem Umweltgutachterausschuss halbjährlich unter ande-
rem über Umfang, Inhalt und Probleme der Zulassungs- und Aufsichtstätigkeit und insbe-
sondere über die von ihr getroffenen Aufsichtsmaßnahmen. Gemäß § 3 Akkreditierungs-
stellengesetz-Beleihungsverordnung hat die Akkreditierungsstelle jährlich dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technologie und nachrichtlich weiteren, über die Akkreditie-
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rungsstelle Aufsicht führende Ministerien in einem Bericht unter anderem nachzuweisen, 
dass sie ein geeignetes Qualitätssicherungssystem anwendet und dass sie die erforderli-
che Überwachung der akkreditierten Konformitätsbewertungsstellen durchgeführt hat.  

Zudem wird klargestellt, dass die Vorschriften zur Fachaufsicht über die Zulassungsstelle 
und die Akkreditierungsstelle (§ 9 Akkreditierungsstellengesetz, § 29 Umweltauditgesetz) 
unberührt bleiben.  

Zu § 9 (Ordnungswidrigkeiten) 

§ 9 legt fest, wer im Sinne des § 381 Absatz 1 der Abgabenverordnung ordnungswidrig 
handelt. 

Zu § 10 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieser Verordnung. 

Zur Anlage 

Anlage 1 definiert die inhaltlichen Anforderungen an einen DIN EN 16247-1 konformen 
Energieauditbericht. 

Anlage 2 definiert inhaltliche Anforderungen an ein alternatives System zur Verbesserung 
der Energieeffizienz gemäß § 3 Satz 1 Nummer 2 für kleine und mittlere Unternehmen. 

 

 

 


